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An den  
Präsidenten des Regionalrates 
________________________ 

A N F R A G E  
 

EUREGIO-STRATEGIE FÜR DEN BRENNER-KORRIDOR: 
INSTITUTIONEN, DIE AUF DIE WIEDERHOLTEN FORDERUNGEN  

DER FUHRUNTERNEHMER NICHT EINGEHEN WOLLEN 
 
Seit jeher hat sich die Lega Nord im Rahmen ihrer politischen Tätigkeit mit dem 

Straßengüterverkehr beschäftigt und hat der Landesregierung und dem Regionalrat bereits 

mehrfach einige bestehende kritische Punkte zur Kenntnis gebracht.  Die Erhöhung der 

Autobahngebühren, die Kosten für Dieselkraftstoff und die extreme Arbeitsbelastung, die 

übertriebene Bürokratie, die Verweigerung von Finanzhilfen durch die Kreditinstitute (zumindest 

durch niedrigere Zinssätze), die geringen staatlichen Förderungen (die für Norditalien fast gar nicht 

vorhanden sind) und der unlautere Wettbewerb stellen eine Kombination von Faktoren dar, die den 

Transportsektor schädigen und ihn in eine schwere Krise stürzen.  All dies vor der totalen 

Untätigkeit der Institutionen, die sich mehr für die Unterstützung großer Unternehmen und 

Industrien als für die kleinen und mittelgroßen Wirtschaftstreibenden, die eine wichtige 

Komponente des Systems darstellen, einsetzen.  

Um einem krisenbetroffenen Sektor zu helfen, hat die Euregio in den letzten Tagen beschlossen, 

einige "strategische" Maßnahmen einzuführen, gegen die sich die Vertreter der 

Transportunternehmen bereits in den letzten Monaten ausgesprochen hatten.  Mit der 

Pressemitteilung Nr. 62 vom 15. 01. 2018 mit dem Titel "Verkehr: Gemeinsame Euregio-Strategie 

für den Brennerkorridor" hat man über die jüngsten Beschlüsse des EVTZ-Vorstandes berichtet.  

Wie aus dem Anhang hervorgeht, wurden angesichts der Zunahme des Verkehrs auf der 

Brennerachse und des Zieles, den Gütertransport auf der Schiene und nicht auf der Straße zu 

fördern, einige politische Maßnahmenziele festgelegt:  

 Verkehrsmanagement: verkehrsbeschränkende Maßnahmen, um an besonders 

verkehrsintensiven und kritischen Tagen, wie Tage nach Feiertagen oder nach 



Fahrverboten in anderen Regionen oder Nachbarländer eine die Verkehrssicherheit 

gefährdende Situation durch eine völlige Verkehrsüberlastung zu vermeiden;  

 Verkehrsmonitoring: bis 2020 Schaffung eines einheitlichen und länderübergreifendes 

Überwachungssystems zur Verkehrsentwicklung und deren Auswirkungen auf der 

Brennerachse sowie Prüfung der Möglichkeit - ebenfalls bis zum Jahr 2020 - der 

Einführung einer LKW-Obergrenze;  

 Verkehrssicherheit: Kontrollen zur Einhaltung der sozialen Minimalstandards für LKW-

Fahrer und Wochenendruhezeiten;  

 Güterverkehr auf der Schiene: Der Modal Split, also das Verhältnis zwischen Güterverkehr 

auf der Straße und Güterverkehr auf der Schiene, welcher aktuell bei 71 zu 29 Prozent 

liegt, soll bis 2027 auf ein ausgeglichenes Verhältnis und bis 2035 in ein umgekehrtes 

Verhältnis zur Ausgangslage gebracht werden.  Dies wird, wie in dem Dokument 

beschrieben, mit dem Bau des Brennerbasistunnels und gleichzeitig mit der Einführung 

neuer Verkehrspolitiken zur Steigerung der Nutzung der Schiene möglich sein.  Dies 

beinhaltet zielgerichtete Maßnahmen sowohl im Bereich der Rollenden Landstraße und 

auch im unbegleiteten Kombiverkehr;  

 Korridormaut: Angleichung der Mautgebühren für eine Transitfahrt über den Brenner an 

jene anderer alpenquerender Transitstrecken, um den bestehenden Umwegtransitverkehr 

aufgrund der günstigsten Mautgebühren einzudämmen;  

 Umwegtransitverkehr: Reduzierung der Anzahl der Gütertransporte über die Brennerachse. 

  

Wie bereits gesagt, wurden diese Strategien jedoch in den vergangenen Monaten stark kritisiert.   

Im Oktober 2017 erklärten Claudio Comini (Associazione Artigiani), Giorgio Loner (Fai), Lucio 

Sandri (Confindustria Trento) und Piero Cavallaro (Cna-Fita) in einer gemeinsamen Position, dass 

der Schienenverkehr derzeit nicht wettbewerbsfähig ist.  Nachdem das nächtliche Überholverbot 

geschluckt (und noch dazu schlecht verdaut) wurde, gibt es diesmal eine völlige Ablehnung gegen 

die Mauterhöhung, die als falsche Maßnahme angesehen wird, solange es nicht eine tragfähige 

und wettbewerbsfähige Alternative zur Straße gibt.  Wie bereits in der Vergangenheit erwähnt, sind 

italienische Transportunternehmen ständigen Kostensteigerungen ausgesetzt, die sie weniger 

wettbewerbsfähig machen als osteuropäische Unternehmen, sodass die Entscheidung, die 

Mautgebühren zu erhöhen, einen zusätzlichen Schaden für sie darstellen würde.  Und wie schon 

von Piero Cavallaro behauptet: "Auch dort, wo die Schiene das vorherrschende Transportmittel für 

den Güterverkehr ist, z.B. in der Schweiz, hat man gesehen, dass in dem Moment, in dem der 

Verkehr zunimmt, weil die Wirtschaft anzieht, der Straßenverkehr proportional stärker wächst als 

der Schienenverkehr, und das obwohl die Autobahngebühren teurer sind." 

Daher wäre es angebracht, die bestehende Straßen- und Schieneninfrastruktur zu modernisieren 

bevor bestimmte Entscheidungen getroffen werden und Schritt für Schritt vorzugehen, um 



niemanden zu benachteiligen. Dies wurde jedoch nicht berücksichtigt und hat natürlich erneut die 

Proteste der Transportunternehmer hervorgerufen, die auch darauf hingewiesen haben, dass die 

Verwaltung und Organisation des Schienengüterverkehrs derzeit nicht marktgerecht ist.  Hat sich 

irgendjemand schon darüber Gedanken gemacht?  

 

Dies vorausgeschickt, erlaubt sich der unterfertigte Regionalratsabgeordnete den 

Präsidenten der Region zu befragen, um zu erfahren: 

 

1. Weshalb die Institutionen - unter Berücksichtigung des Beschlusses, den der EVTZ-

Vorstand in der Sitzung vom 15. Jänner 2018 gefasst hat - die Probleme und Forderungen, 

die vor Monaten von den Fuhrunternehmern zu eben diesen Themen vorgebracht und 

gestellt wurden, nicht berücksichtigt haben;  

2. Ob es vor dem Erlass des Beschlusses des EVTZ nicht besser gewesen wäre, die 

bestehende Straßen- und Schieneninfrastruktur zu modernisieren und die Verwaltung und 

Organisation des Schienengüterverkehrs zu reformieren, der unter hohen Kosten und 

Zeitproblemen leidet, die den heutigen Markterfordernissen nicht entsprechen;  

3. Warum die Mautgebühren erhöht werden sollen, wenn diese Entscheidung die schon 

schwierige Lage der Transportunternehmer belasten wird;  

4. Wie viele ausländische LKWs entlang der Brennerachse kontrolliert werden und welche 

Maßnahmen zur Bekämpfung von missbräuchlicher Sammelgutbeförderung ergriffen 

werden (Anfrage 5186/XV bisher noch unbeantwortet);  

5. Ob - ausgehend von den Ausführungen von Piero Cavallaro:" Auch dort, wo die Schiene 

das vorherrschende Transportmittel für den Güterverkehr ist, z.B. in der Schweiz, hat man 

gesehen, dass in dem Moment, in dem der Verkehr zunimmt, weil die Wirtschaft anzieht, 

der Straßenverkehr proportional stärker wächst als der Schienenverkehr, obwohl die 

Autobahngebühren teurer sind " - der EVTZ beabsichtigt, die Entscheidungen zum Thema 

Maut nochmals zu überprüfen.  

 

 Im Sinne der Geschäftsordnung wird um eine schriftliche Antwort ersucht. 

 

 
Gez.: DER REGIONALRATSABGEORDNETE 

Maurizio FUGATTI                            


